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Fortschreibung des Lärmaktionsplans 
Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen und Verabschiedung 
 
 
Beschlussantrag 
 
a) Die Abwägung der eingegangenen Anregungen erfolgt entsprechend der 

Stellungnahme der Verwaltung und entsprechendem Beschlussvorschlag. 
 
b) Die Fortschreibung des Lärmaktionsplans 2020/2021 (Stufe III) der Stadt 

Güglingen wird wie in der von der Firma SoundPlan GmbH vorgelegten und 
als Anlage beigefügten Form beschlossen. 
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ABSTIMMUNGSERGEBNIS 
 Anzahl  

Ja-Stimmen   

Nein-Stimmen   

Enthaltungen   

 
 
Sachverhalt: 
 
In der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 10.11.2020 wurde dem 
Gemeinderat die durch die Firma Soundplan GmbH erarbeitete Fortschreibung des 
Lärmaktionsplans 2020 (Stufe III) der Stadt Güglingen übergeben. 
 
Die öffentliche Auslegung des Lärmaktionsplans in dieser Form erfolgte in der Zeit von 
Montag, 23. November bis einschließlich Mittwoch, 23. Dezember 2020. Die 
Bekanntmachung über die Auslegung wurde im Amtsblatt vom 20. November 2020 
veröffentlicht. 
 
Im Zeitraum von Montag, 23. November 2020 bis 31. Dezember 2020 erfolgte die 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange. Da versehentlich versäumt wurde, in 
diesem Verfahren auch die Straßenverkehrsbehörde des Landratsamtes Heilbronn zu 
beteiligen, erfolgte eine verspätete Beteiligung dieses Trägers öffentlicher Belange. 
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Die eingegangenen Stellungnahmen wurden gesammelt und durch die Firma 
Soundplan GmbH ausgewertet.  
 
Unter anderem wurden in den Stellungnahmen die zugrundeliegenden 
Verkehrszahlen kritisch betrachtet. Prinzipiell werden für die Erstellung und 
Fortschreibung eines Lärmaktionsplans die Verkehrszahlen aus der aktuellen 
Lärmkartierung der LUBW übernommen. Hierbei werden die stündlichen 
Verkehrsstärken verwendet. Eine seitens der Bürger festgestellte leichte Diskrepanz 
der stündlichen Verkehrsstärken zum durchschnittlich täglichen Verkehr (DTV) ist 
durch die Verteilung der Verkehre auf 24h durch die Rechenrichtlinie bedingt 
(Umlegungsfaktoren). Die Werte wurden richtlinienkonform erfasst. 
 
Die Kritik an den zu niedrigen LKW-Anteilen wird durch aktuelle Zahlen (2020) im 
Verkehrsmonitoring nicht bestätigt, was die Firma Soundplan letztendlich zu dem 
Ergebnis bringt, dass eine Aktualisierung der Verkehrsdaten und damit eine 
Neuberechnung nicht notwendig ist. Dieser Einschätzung folgte die Stadt Güglingen. 
 
Den Stadtteil Frauenzimmern betreffend wurde in den Stellungnahmen angeführt, 
dass im Lärmaktionsplan Tempo 30 km/h für Frauenzimmern nicht berücksichtigt 
wurde bzw. nicht gegengerechnet wurde. Auch wurde festgehalten, dass die K2150 
nicht berücksichtigt wurde. Entsprechend dieser Stellungnahmen entschied sich die 
Verwaltung dazu, nach Vorlage neuerer Verkehrszahlen für Frauenzimmern eine 
Neuberechnung bzw. Überarbeitung dahingehend zu beauftragen, Tempo 30 km/h für 
die gesamte Ortsdurchfahrt Frauenzimmern gegenzurechnen sowie die K2150 
(Cleebronner Straße) und darüber hinaus die K2064 (Stockheimer Steige) mit in die 
Berechnungen aufzunehmen. Diese Entscheidung veranlasste die Firma Soundplan 
GmbH, die Datenlage nochmals zu analysieren. Hierbei zeigte sich, dass die 
Datenlage aus dem Verkehrsmonitoring Baden-Württemberg (Stand 2020, Werte aus 
2019) zum Teil lückenhaft ist.  
 
So liegen beispielsweise für die Ortseinfahrt Frauenzimmern aus Richtung Cleebronn 
kommend keine verlässlichen Zahlen vor. Für diesen Abschnitt konnten stattdessen 
Daten einer Verkehrszählung des Büro Kölz herangezogen werden. Das Teilstück der 
L1103 zwischen der Kreuzung Cleebronner Straße bis zum Kreisverkehr Heilbronner 
Straße weist im Verkehrsmonitoring 2019 deutlich höhere Werte auf als in den Daten 
der LUBW aus. Da Grundlage der Lärmberechnung nicht zwingend die Daten der 
LUBW sein müssen, sondern hierfür aktuelle Zahlen bzw. realistische und 
nachvollziehbare Hochrechnungen heranzuziehen sind, wurde der Lärmaktionsplan 
auf dieser Basis mit den aktualisierten Verkehrszahlen überarbeitet. Darüber hinaus 
wurden die einzelnen Maßnahmen noch ausführlicher einer Wirkungsanalyse 
unterzogen und hierbei die Vorgaben des Landratsamtes bzw. des 
Regierungspräsidiums noch stärker berücksichtigt. 
 
In Frauenzimmern haben sich durch die Änderungen der Verkehrszahlen und durch 
die Einbeziehung der Stockheimer Steige und der Cleebronner Straße wesentlich 
mehr Überschreitungen der Lärmwerte als bisher ergeben (s. Lärmaktionsplan S. 
37/50 ff.). Aufgrund dieser Ergebnisse schlägt die Stadt Güglingen im Zuge der 
Fortschreibung des Lärmaktionsplans die Geschwindigkeitsreduzierung in den 
dargestellten Maßnahmenbereichen der Brackenheimer Straße, der Cleebronner 
Straße und der Stockheimer Steige vor. 
 
Durch die Überarbeitung des Lärmaktionsplans hat sich darüber hinaus auch die 
Lärmsituation bzw. Berechnung in Güglingen von Frauenzimmern herkommend bis 
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zum Kreisverkehr Heilbronner Straße verschlechtert (s. Lärmaktionsplan S. 27/50 ff.). 
Aufgrund dessen schlägt die Stadt Güglingen für den im Lärmaktionsplan (S. 33/50) 
dargestellten Bereich folgende Maßnahmen vor: 

- Geschwindigkeitsreduzierung auf Tempo 30km/h auf dem Abschnitt der L1103 
ab Kreisverkehr Heilbronner Straße bis Ortschild Richtung Frauenzimmern 

- Geschwindigkeitsreduzierung beidseitig auf 70km/h für PKW und 50km/h für 
LKW auf dem Abschnitt der L1103 ab Ortsschild entlang der einseitigen 
Bebauung. 

 
Die im ursprünglichen Entwurf aufgeführten Maßnahmen für Güglingen an der 
Heilbronner Straße und der Maulbronner Straße bleiben nach wie vor bestehen. 
 
 
Zum ursprünglichen Entwurf des fortgeschriebenen Lärmaktionsplans stellte das 
Landratsamt bezüglich des ÖPNVs in seiner Stellungnahme fest, dass durch Tempo 
30 km/h eventuell die Umlaufpläne nicht mehr eingehalten werden können. Auch wenn 
diese Gefahr bestünde, sollte aufgrund der Ergebnisse der Lärmberechnungen aus 
Sicht der Verwaltung an dieser Stelle eine Abwägung im Sinne des 
Gesundheitsschutzes der Anwohner erfolgen. Die Stadt Güglingen hält daher die 
Beantragung der Geschwindigkeitsreduzierungen wie in der Fortschreibung des 
Lärmaktionsplans dargestellt für vertretbar und erforderlich. 
 
 
Nach Beschlussfassung und Verabschiedung des Lärmaktionsplans durch den 
Gemeinderat würde die beschlossene Fassung der Fortschreibung des 
Lärmaktionsplans mit allen weiteren Unterlagen zur Prüfung der vorgeschlagenen 
Maßnahmen an die Straßenverkehrsbehörde des Landratsamtes weitergeleitet 
werden.  
 
 
 
 
Anlagen: 
 

 Abwägungstabelle der eingegangenen Stellungnahmen 
 Lärmaktionsplan Stand 04.05.2021 
 Karten:   

Gesamtgebiet Tag und Nacht 
Güglingen Tag und Nacht 
Frauenzimmern Tag und Nacht 

 
 



Fortschreibung des Lärmaktionsplans 2020/2021  
 
Eingegangene Anregungen anlässlich der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung: 
 
Rückmeldung / Anregung 
von…  

Inhalt der Rückmeldung / Anregungen Stellungnahme Firma Soundplan / Verwaltung 
bzw. Beschlussvorschlag 

Stadtrat Markus Xander im 
Rahmen der öffentlichen 
Gemeinderatssitzung vom 
10.11.2020  

Prüfung der Einrichtung einer stationären 
Geschwindigkeitsmessanlage am Ortseingang Güglingen von 
Pfaffenhofen her kommend 

Die Installation eines stationären Blitzers wird 
beantragt.  
Die Prüfung durch das Landratsamt hat ergeben, dass 
die erforderlichen Kriterien nicht erfüllt werden. 

Wasserversorgungstechnik 
Kenngott vom 20.11.2020 

Keine Notwendigkeit der Verfahrensbeteiligung Kenntnisnahme 

Amprion (Transportnetzbetreiber 
Strom) vom 20.11.2020 

Keine Anregungen, da im Wirkungsbereich der Freileitung keine 
Maßnahmen geplant sind. 

Kenntnisnahme 

Terranets BW, Hr. Burmeister vom 
24.11.2020 

Im Geltungsbereich des Plangebietes liegen keine Anlagen der 
terranets bw GmbH, daher keine weitere Beteiligung erforderlich 

Kenntnisnahme 

Bundeswehr vom 25.11.2020 Belange der Bundeswehr werden nicht berührt, daher keine 
Einwände 

Kenntnisnahme 

Doris Petzold vom 26.11.2020� Die Innenstadt soll fußgänger- und radfahrerfreundlicher bzw. vor 
allem sicherer gemacht werden. Eine Verkehrsberuhigung ist 
dringend erforderlich, unabhängig vom Stand der Verhandlungen 
zur Umgehungsstraße. Es wird dafür plädiert, die Geschwindigkeit 
für AutofahrerInnen auf 40km/h oder sogar 30km/h zu 
beschränken von Güglingen (Ost) bis zum Adlereck oder sogar 
bis zum Ortsschild Güglingen (West). 

Maßnahme im Lärmaktionsplan 

Regierungspräsidium Freiburg  
Abt. 9, Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau und Ref. 
91, Geowissenschaftliches 
Landesservice vom 27.11.2020 

Durch die vorgelegte Planung sind vom Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau im Rahmen der Anhörung zu vertretende 
geowissenschaftliche Belange nicht betroffen.  

Kenntnisnahme 

Handwerkskammer Heilbronn-
Franken vom 27.11.2020 

Keine Bedenken Kenntnisnahme 

Deutsche Bahn vom 01.12.2020 Gegen die Neuaufstellung/Änderung des o.g. Bebauungsplanes 
bestehen aus eisenbahntechnischer Sicht keine grundsätzlichen 
Bedenken. Auf die nach einer Wiederaufnahme des 
Eisenbahnbetriebs und die Erhaltung der Bahnanlagen 

Kenntnisnahme 



Rückmeldung / Anregung 
von…  

Inhalt der Rückmeldung / Anregungen Stellungnahme Firma Soundplan / Verwaltung 
bzw. Beschlussvorschlag 

entstehenden Immissionen (insbesondere Luft- und Körperschall 
usw.) wird vorsorglich hingewiesen Öffentliche Belange der DB 
AG werden hierdurch nicht berührt. Eine weitere Beteiligung am 
Verfahren wird nicht für erforderlich gehalten. 

Gemeinde Pfaffenhofen vom 
04.12.2020 

Es wird zu bedenken gegeben, dass die Tempobegrenzung auf 
30km/h sich insgesamt auf den ÖPNV auswirken wird. Bei 
gleicher Inanspruchnahme einer Verkehrsberuhigung in allen 
Kommunen entlang der Landesstraße wird die Fahrzeit auf der 
Strecke Heilbronn-Zaberfeld nicht nur 24 Sekunden betragen. 
 
Hinsichtlich der erwähnten Verkehrssicherheit für den Fuß-/ 
Radverkehr wird vorgeschlagen, die halbnächtige 
Straßenbeleuchtung entlang des Gehweges Pfaffenhofen - 
Güglingen evtl. aufzuheben. 

Siehe Abwägung zum Thema ÖPNV im 
Lärmaktionsplan 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

Bodensee-Wasserversorgung vom 
10.12.2020 

Sollten im Rahmen des Lärmaktionsplanes bauliche Maßnahmen 
im Nahbereich der Anlagen der Bodensee-Wasserversorgung 
durchgeführt werden, ist die Bodensee-Wasserversorgung 
frühzeitig in die Planung einzubinden. 

Kenntnisnahme 

Gemeinde Zaberfeld vom 
11.12.2020 

Keine Bedenken oder Anregungen Kenntnisnahme 

Gemeinsame Stellungnahme von 
BUND und LNV 
(Landesnaturschutzverband) vom 
14.12.2020 

1. Ergebnisse der Lärmkartierung 2016 und Berechnungsmethode 
VBUS 
Die in Tabelle 1 enthaltenen Schwerlastverkehranteile für die 
VBUS-Berechnung mit LKWs > 3,5to sind keine aktuellen 
Verkehrsdaten des Jahres 2020, sondern veraltete, teils überholte 
Verkehrsdaten aus dem Zabergäu. 
In der Stellungnahme wurde eine Aufteilung der Verkehrsstärken 
in vier Straßenabschnitte durch Güglingen und Frauenzimmern 
vorgenommen. 
Die durchschnittlichen täglichen Verkehrsstärken für die einzelnen 
Straßenabschnitte übersteigen die ermittelnden täglichen 
Verkehrsstärken berechnet aus den durchschnittlichen 
stündlichen Verkehrsstärken für den vollständigen 24-Stundentag. 
Die hohen Differenzen sind erklärungsbedürftig. 
Der ermittelte LKW-Anteil im Abschnitt 1 (Maulbronner Straße) 
und die danach erfolgte LKW-Abnahme im nachfolgenden 

Zu 1. 
Der Lärmaktionsplan wurde auf Grundlage der Daten 
der Lärmkartierung der LUBW 2017 erstellt. Die 
Lärmaktionsplanung ist eine Momentaufnahme, die 
alle 5 Jahre überprüft wird. 
 
Die dargestellten Werte stammen aus den von der 
LUBW übermittelten Daten und wurden 
richtlinienkonform übernommen. 
  
Für die Überarbeitung des Lärmaktionsplans in 2021 
konnte auf aktuellere Verkehrsdaten zurückgegriffen 
werden, die die Stadt Güglingen aus einer 
Verkehrsuntersuchung des Büros Kölz von 2019 
vorgelegt hat.  
 



Rückmeldung / Anregung 
von…  

Inhalt der Rückmeldung / Anregungen Stellungnahme Firma Soundplan / Verwaltung 
bzw. Beschlussvorschlag 

Abschnitt 2 (Marktstraße und Heilbronner Straße) wird als 
realistisch erachtet (durch Fahrtrichtungsänderung / Abbiegung 
auf die L1110), der LKW-Anteil im Abschnitt 3 (OD 
Frauenzimmern) erscheint jedoch völlig unrealistisch – ebenso die 
LKW-Daten in Abschnitt 4 (Frauenzimmern ab Kreuzung 
Cleebronner Straße Richtung Brackenheim).  
Es werden offensichtlich mit fehlerhaften, unrealistischen und 
veralteten Verkehrsdaten – ohne Berücksichtigung der ständigen 
Zunahme des Verkehrsaufkommens – Lärmberechnungen 
angestellt. 
 
2. Lärmberechnung entlang der K2150 Richtung Cleebronn 
Die Verkehrsbelastung ist erheblich höher als auf der L1110 in 
Güglingen, wurde jedoch dennoch nicht untersucht. Durch die 
Kreuzung mit der Brackenheimer Straße entsteht in 
Hauptverkehrszeiten ein Rückstau bis hin zur stillgelegten 
Bahntrasse. Dieser tägliche Stau stellt eine erhebliche, nicht zu 
vernachlässigende Umweltbelastung dar. Es wird gefordert, die 
Cleebronner Straße in den Lärmaktionsplan aufzunehmen und 
falls erforderlich geeignete Lärmminderungsmaßnahmen 
aufzuzeigen und umzusetzen. 
 
3. OD Frauenzimmern – Lärmminderung durch Reduzierung auf 
Tempo 30km/h 
Trotz Einbau des lärmarmen Fahrbahnbelags reduzierte sich die 
sehr hohe Lärmbelastung nicht signifikant und es besteht 
weiterhin eine unbefriedigende Lärmsituation. Der 
Schwerlastverkehr nimmt ständig zu, der grob fehlerhaft und 
unglaubwürdig dokumentiert wurde. 
Die OD wird derzeit nur an einer kurzen Gefahrenstelle auf 
Tempo 30km/h begrenzt, was jedoch nicht kontrolliert wird. 
Es erfolgt hierzu keine Variantenberechnung mit einer 
Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h entsprechend der 
Güglinger OD. Diese 30km/h Maßnahme hätte die Anzahl 
überschrittener Gebäude erheblich reduziert. Nachdem an der OD 
ein großes Mehrgeschossgebäude mit zahlreichen Wohneinheiten 
bis Mitte 2021 bezugsfertig ist, nimmt die Anzahl überschrittener 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. 
In die Überarbeitung des Lärmaktionsplans 2021 im 
Anschluss an die öffentliche Auslegung wurden die 
beiden Kreisstraßen K 2150 und K 2064 mit 
einbezogen.  
 
Maßnahmen müssen nach nationalen Richtlinien 
berechnet werden (RLS-90). Hier wird eine 
durchschnittliche Verkehrsstärke zugrunde gelegt. 
Stausituationen können hier nicht abgebildet werden.  
 
Zu 3. 
Im Anschluss an die öffentliche Auslegung wurden von 
der Stadt Güglingen aktualisierte Verkehrszahlen 
vorgelegt, mit deren Hilfe die Lärmbelastung in 
Frauenzimmern neu berechnet wurde.  
 
 
 
 
Die Lärmaktionsplanung ist eine Momentaufnahme. 
Zukünftige Bauvorhaben oder Entwicklungen können 
in der Fortschreibung in 5 Jahren berücksichtigt 
werden. 
 
Forderung nach stationärem Blitzer zur Kenntnis 



Rückmeldung / Anregung 
von…  

Inhalt der Rückmeldung / Anregungen Stellungnahme Firma Soundplan / Verwaltung 
bzw. Beschlussvorschlag 

Gebäude / betroffener Einwohner erheblich zu. 
In Tabelle 3 des Lärmaktionsplans wurde nur die Gesamtsituation 
der Stadt dargestellt, nicht aber getrennt aufgeführt für Güglingen 
und Frauenzimmern, daher kann die Betroffenheit von 
Frauenzimmern nicht beurteilt werden. 
Es wird gefordert, die Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h 
als aktive Maßnahme schnellstens zu beantragen und die 
Installation eines stationären Blitzers zu beantragen (s. 
Dürrenzimmern). 
 
4. OD Güglingen 
Die Analyse / Abwägung einer 30 km/h-Variante zur Beruhigung 
der L1103 wird begrüßt.  
Eine Verlagerung des Verkehrs auf die geplante Umgehung nach 
Pfaffenhofen entlastet die OD nur ab dem Kreisverkehr 
Heilbronner Straße in Richtung Pfaffenhofen, nicht aber die 
Heilbronner Straße in Richtung Frauenzimmern. Die Entlastung 
über die OD wird mit einem erheblichen, nicht ausgleichbaren 
Eingriff in den Naturraum und die Landschaft der Zabertalaue, 
einschließlich dem Verlust landwirtschaftlicher Ackerflächen der 
Vorrangstufe 1 erkauft. 
 
5. Straßenraumbegrünung 
Der lärmschluckende und luftreinigende Effekt von 
Straßenraumbegrünungen ist hinlänglich bekannt und wurde im 
Lärmaktionsplan überhaupt nicht erwähnt. Eine Begrünung würde 
das innerstädtische Mikroklima und die Aufenthalts- und 
Wohnraumqualität deutlich verbessern. 
Die Verwendung offenporiger Asphalte mindern zum einen die 
Lärmbelastung und zum anderen sind sie wasserdurchlässig. Es 
sollte sogar überlegt werden, speziell hellere Asphaltfarben den 
Vorzug zu geben (geringere Erhitzung der Fahrbahndecke) 
 
6. Ausweisung von Ruhezonen  
Per se „ruhige Gebiete“ gibt es nicht, diese müssen planerisch 
erarbeitet und entsprechend ausgewiesen und geschützt sein. 
Es wird in Frage gestellt, ob die südlich von Güglingen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4. 
Die Planung und Abwägung einer Umgehungsstraße 
erfolgt in einem eigenen Verfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 5. 
Straßenraumbegrünung ist keine lärmmindernde 
Maßnahme und deshalb kein Bestandteil des 
Lärmaktionsplans. Grundsätzlich ist eine 
Straßenraumbegrünung zu befürworten. 
 
 
 
 
 
 
Zu 6. 
Die Stadt Güglingen hat die vorliegenden ruhigen 
Gebiete ausgearbeitet. Hierbei müssen mögliche 
Zielkonflikte mit anderen Planungsabsichten 



Rückmeldung / Anregung 
von…  

Inhalt der Rückmeldung / Anregungen Stellungnahme Firma Soundplan / Verwaltung 
bzw. Beschlussvorschlag 

ausgewiesenen Bereiche als Ruhezonen geeignet sind bzw. 
überhaupt so bezeichnet werden können (landwirtschaftliche 
Betriebe im Norden, naheliegendes Gewerbegebiet Lüssen im 
Westen, Wildschweingehege im Süden, Sportgelände im 
Südwesten und Fischteiche Flügelau im Südosten sowie 
landwirtschaftliche Feldbewirtschaftung im Osten)  
Weshalb wurde das komplette Riedfurttal nicht als Ruhezone 
ausgewiesen? 
Die Ausweisung von ruhigen Zonen muss nachgebessert werden, 
es sollten auch Zonen im Innenbereich oder am Ortsrand 
einbezogen werden (bsp. Parkanlagen, Friedhöfe, etc.) 
 
Zu dieser Stellungnahme ging eine Unterschriftliste mit 77 
Unterschriften ein. 

berücksichtigt werden. „Ruhige Gebiete“ sollen auch 
vor weiterer Verlärmung geschützt werden.  
 
Bei „Ruhigen Gebieten“ kann es sich um Gebiete 
handeln, die bereits durch Lärm vorbelastet sind, aber 
vor weiteren Lärmzunahmen geschützt werden sollen. 
 
Konkrete Vorgaben aus der Umgebungslärmrichtlinie 
oder dem BImSchG hinsichtlich eines Lärm-
grenzwertes, der Größe oder der z. B. naturräumlichen 
Ausstattung des Gebietes bestehen nicht. 
 
Weitere Erläuterungen und Informationen zu ruhigen 
Gebieten können dem „Ruhige Gebiete - Leitfaden zur 
Festlegung in der Lärmaktionsplanung“ Ministerium für 
Verkehr Baden-Württemberg, Stuttgart 2019 
entnommen werden.

RP Stuttgart – Abt. Wirtschaft und 
Infrastruktur vom 15.12.2020 

Keine Bedenken aus raumordnerischer Sicht Kenntnisnahme 

Land Baden-Württemberg 
(Liegenschaftsverwaltung) vom 
16.12.2020 

Keine Einwendungen Kenntnisnahme 

RP Stuttgart – Straßenwesen und 
Verkehr vom 17.12.2020 

Zur Reduzierung der Geschwindigkeit auf der L1103: 
Voraussetzung ist das Vorliegen der Tatbestands-
voraussetzungen des § 45 Abs. 9 StVO. Die Gefahrenlage ist 
gegeben, wenn die Grenzwerte der Verkehrslärmschutz-
verordnung (16. BImSchV) – 59 dB(A) bei Tag und 49 dB(A) bei 
Nacht – überschritten sind. Danach ist eine Ermessens-
entscheidung zu treffen, ob und ggf. welche verkehrsrechtlichen 
Maßnahmen zu treffen sind. Lt. Lärmwirkungsforschung liegen 
Werte ab 65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der Nacht im 
gesundheitskritischen Bereich. Verkehrsrechtliche Maßnahmen 
kommen daher insbesondere ab den Werten 70 dB(A) tags und 
60 dB(A) nachts in Betracht. Bestehen deutliche 
Überschreitungen reduziert sich das Ermessen bis hin zu einer 
grundsätzlichen Pflicht zur Anordnung.  

Kenntnisnahme 



Rückmeldung / Anregung 
von…  

Inhalt der Rückmeldung / Anregungen Stellungnahme Firma Soundplan / Verwaltung 
bzw. Beschlussvorschlag 

Eine verkehrsbeschränkende Maßnahme, die ohne 
Abwägungsfehler in einem Lärmaktionsplan festgelegt wurde und 
für die die Tatbestandsvoraussetzungen des § 45 Abs. 9 StVO, 
insbesondere eine Gefahrenlage, gegeben sind, ist von der 
Straßenverkehrsbehörde umzusetzen – sofern die Kommune zur 
Aufstellung eines Lärmaktionsplans verpflichtet ist und dieser 
nicht freiwillig aufgestellt wird. Die Entscheidung über vorliegende 
straßenverkehrsrechtliche Anordnung obliegt der unteren 
Straßenverkehrsbehörde, der Zustimmungsvorbehalt des RP 
besteht weiterhin, die Prüfung des RP orientiert sich an den 
dargestellten Kriterien.  
Gegebenenfalls wäre auch eine zeitliche Befristung der 
Geschwindigkeitsbeschränkung bis zur Umsetzung anderer 
geplanter Maßnahmen (z.B. lärmarmer Straßenbelag, 
Ortsumfahrung) denkbar, um eine sofortige und spürbare 
Entlastung für die Anwohner erreichen zu können. 

Landesamt für Geoinformation und 
Landentwicklung Baden-
Württemberg vom 21.12.2020 

Keine Bedenken oder Anregungen Kenntnisnahme 

Regionalverband Heilbronn-
Franken vom 21.12.2020 

Anmerkung zur Ausweisung „ruhiger Gebiete“: 
Die vorgeschlagenen „ruhigen Gebiete“ sind in der 
Raumnutzugskarte überwiegend als Regionaler Grünzug nach 
Plansatz 3.1.1. mit einem jeweils überlagerten Vorbehaltsgebiet 
für Erholung nach Plansatz 3.2.6.1. dargestellt – Ausnahme der 
westliche Bereich des Gebietes 03, das im Ortsrandbereich 
Güglingen als Weißfläche dargestellt ist und damit einer 
Siedlungsentwicklung grundsätzlich zugänglich wäre. Zudem ist 
der südliche Bereich dieses Gebietes nicht als Vorbehaltsgebiet 
für Erholung dargestellt.  
Die Ausweisung der „ruhigen Gebiete“ deckt sich damit im 
Wesentlichen mit den regionalplanerischen Ziel- und 
Grundsatzausweisungen. Da die Gebiete allerdings teilweise in 
räumlicher Nähe zu bestehenden Gewerbegebieten liegen, wird 
angeregt, vor Abschluss der Planung nochmals zu prüfen, ob 
durch die Festlegung der „ruhigen Gebiete“ Ansiedlungs- und 
Erweiterungswünsche gewerblicher Betriebe innerhalb der 
bestehenden Bebauungspläne beeinträchtigt werden. Es sollte 

Isolierte Festlegung eines „ruhigen Gebietes“ im 
Lärmaktionsplan  
 
„Erster Schritt ist die Festlegung ruhiger Gebiete im 
Lärmaktionsplan selbst.�Von einer Festlegung geht 
zwar (noch) keine unmittelbare Verpflichtung zur 
Vornahme bestimmter weiterer Maßnahmen aus. 
Jedoch ist die Festlegung bei nachfolgenden 
Planungen der Gemeinde selbst sowie bei 
heranrückenden Planungen und Vorhaben anderer 
Akteure, beispielsweise von Bau - oder 
Fachplanungsträgern sowie Regionalverbänden, als 
abwägungserheblicher Belang nach dem jeweils 
einschlägigen planungsrechtlichen Abwägungs-
gebot zu berücksichtigen und entfaltet so 
Außenwirkung. 
Der Schutz ruhiger Gebiete wird typischerweise als 
Optimierungsgebot eingestuft. Das bedeutet, dass die 



Rückmeldung / Anregung 
von…  

Inhalt der Rückmeldung / Anregungen Stellungnahme Firma Soundplan / Verwaltung 
bzw. Beschlussvorschlag 

auch geprüft werden, ob es durch die Festlegung nicht zu 
Rückwirkungen auf das laufende Bauleitplanverfahren 
„Langwiesen IV“, das innerhalb des in der Raumnutzungskarte 
nach Plansatz 2.4.3.1. ausgewiesenen IGD-Schwerpunkts 
„Güglingen-Frauenzimmern /Cleebronn“ verwirklicht wird. 
 
Es wird um Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit der Planung, 
insbesondere der festgelegten ruhigen Gebiete, gebeten. 

Lärmschutzbelange des Gebiets in der Abwägung 
einer späteren Planung besonderer Berücksichtigung 
bedürfen.“ Aus: „Ruhige Gebiete. Leitfaden zur 
Festlegung in der Lärmaktionsplanung. Ministerium für 
Verkehr Baden-Württemberg, 2019. 
 
Beeinträchtigungen für Ansiedlungs- und Erweite-
rungswünsche gewerblicher Betriebe innerhalb der 
bestehenden Bebauungspläne bestehen nicht. Zu 
Rückwirkungen auf das laufende Bauleitplanverfahren 
„Langwiesen IV“ kommt es nicht. 

IHK Heilbronn-Franken vom 
22.12.2020 

Keine Bedenken Kenntnisnahme 

Landratsamt Heilbronn – Mobilität 
und Nahverkehr vom 22.12.2020 

Einführung von Tempo 30km/h ab Kreisverkehr Heilbronner 
Straße bis zur Ortsausfahrt Pfaffenhofen sowie der anschließende 
Tempotrichter auf Tempo 50km/h beeinflussen den bestehenden 
ÖPNV auf den Linien 661, 663, 664, 665 (15-Min-Takt) und die 
Bedienung dreier Haltestellen auf dieser Strecke negativ. 
Durch die Temporeduzierung verlängert sich die Fahrzeit der 
Busse und die Anschlusssicherung am ZOB Brackenheim ist 
gefährdet. Da mit den Linien 661 und 664 zwei Hauptstränge 
direkt betroffen sind, kann dies unter Umständen Auswirkungen 
auf das komplette Bussystem im Zabergäu haben.  
Die geplante Ortsumfahrung kann sich hingegen positiv 
auswirken, da der ÖPNV dann weniger stauanfällig ist und nicht 
durch LKWs und zu viele PKWs auf der Strecke ausgebremst 
wird. 

Die tatsächlich gefahrenen Geschwindigkeiten sind, 
wie das Landratsamt richtig anmerkt, durch „LKWs und 
zu viele PKWs auf der Strecke“ nicht eindeutig 
bestimmbar. Dies gilt sowohl für Tempo 50 km/h als 
auch für Tempo 30 km/h. 
Prinzipiell werden sich durch die Summe aller Tempo-
30-Abschnitte in den Ortsdurchfahrten umliegender 
Städte und Gemeinden die Umlaufpläne der Buslinien 
verändern. Aber im Sinne der Gleichbehandlung mit 
anderen Städten und Gemeinden und vor allem im 
Sinne des Gesundheitsschutzes für die 
AnwohnerInnen in Güglingen darf hier eine 
Temporeduzierung nicht in Frage gestellt werden. 
 
 

Landratsamt Heilbronn – 
Straßenverkehrsbehörde 
(verspätete Beteiligung) vom 
26.2.2021 

Allgemeine Hinweise: 
Maßnahmen aus dem LAP können nur umgesetzt werden, wenn 
sie nach Fachrecht zulässig sind und rechtsfehlerfrei in einen LAP 
aufgenommen wurden. Liegen nach Prüfung der Fachbehörde die 
gesetzlichen Voraussetzungen vor und wurde das Ermessen 
durch die planaufstellende Behörde rechtsfehlerfrei ausgeübt, ist 
die Fachbehörde zur Umsetzung verpflichtet. 
Werden im LAP auf freiwilliger Basis weitere Straßen einbezogen, 

 
Alle abwägungsrelevanten Aspekte wurden in die 
Abwägung im LAP-Bericht vom 04.05.2021 
miteinbezogen und wird der Straßenverkehrsbehörde 
zur Verfügung gestellt. 
 
 
1. Es ist fraglich, ob durch eine Reduzierung auf 30 
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die nicht unter die Definition einer Hauptverkehrsstraße fallen, 
obliegt die Ermessensausübung für hierauf abzielende 
Maßnahmen der zuständigen Verkehrsbehörde. Die 
Straßenverkehrsbehörde und die höhere Straßenverkehrsbehörde 
sind bei nicht kartierungspflichtigen Straßen durch den LAP nicht 
gebunden, können sich die im LAP dargelegten Abwägungen 
jedoch zu Eigen machen. 
 
Bewertung der einzelnen Maßnahmen: 
 
Zu 8. Geschwindigkeitsbeschränkung  
auf 30km/h auf der L1103 ab KV Heilbronner Straße bis 
Ortsausgang Pfaffenhofen und auf 50km/h vom Ortsausgang 
Pfaffenhofen bis zum Ende der einseitigen Bebauung: 
 
Die Berechnung hat eine deutliche Belastung der Anwohner – 
insbesondere im Abschnitt Kreisverkehr bis Einmündung 
Sonnenrain – ergeben, die notwendige Abwägung wird im LAP 
nachvollziehbar dargestellt, Verlagerungsverkehr ist aus Sicht der 
Verkehrsbehörde nicht zu erwarten. 
 
Im Hinblick auf die Auswirkungen auf den ÖPNV wird darum 
gebeten, in eine vertiefte Prüfung einzusteigen: 
Zur Beurteilung aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht sind 
ergänzend zu den Karten folgende Unterlagen notwendig: 
- tabellarische Übersicht über RLS 90 Werte Tag und Nacht 

(nicht nach VBUS oder umgerechnet von VBUS), 
gebäudescharf nach Haus-Nr. sortiert, idealerweise nach 
Maßnahmen gegliedert. 

- Übersicht über die tatsächliche Wohnnutzung, wenn möglich 
getrennt nach Stockwerken für jedes Gebäude 

- Anzahl der Bewohner für jedes Gebäude (und Stockwerk, 
soweit möglich) 

 
Für den ÖPNV muss nicht nur die Auswirkung einer 
Geschwindigkeitsreduzierung auf diesem Streckenabschnitt 
betrachtet werden, sondern ob im Verlauf der Linienführung 

km/h und die damit verbundene Fahrzeitverlängerung 
von 64 Sekunden (rechnerisch) der Umlaufplan des 
ÖPNV gefährdet ist. Durch An- und Abfahren an den 
Haltebuchten reduziert sich der Fahrzeitverlust in der 
Realität nochmals deutlich.  
 
Selbst wenn umliegende Städte und Gemeinden ihre 
Ortsdurchfahrten auf 30 km/h reduzieren, wäre ein 
Verzicht der Stadt Güglingen aufgrund von Problemen 
für den ÖPNV nicht gerechtfertigt.  
 
Anlässlich der Roadshow des Verkehrsministeriums in 
Rudersberg zum Thema Lärmaktionsplanung stellte 
Herr Dr. Weese vom Verkehrsministerium fest, dass 
eine vertiefte Prüfung der Auswirkungen auf den 
ÖPNV nicht Aufgabe der Kommunen ist.  
 
Zudem besteht hier eine Gefahrenlage, in der eine 
Abwägung im Sinne des Gesundheitsschutzes der 
AnwohnerInnen erfolgen sollte. 
 
2. Das Verkehrsministerium Baden-Württemberg 
vertrat bei verschiedenen Anlässen (z.B. „Roadshow“ 
2018 etc.) die Ansicht, dass die Ermittlung eines V 85-
Wertes über die Erlasslage der Lärmaktionsplanung 
hinausgeht.  
 
3. Der Lärmaktionsplan ist eine Momentaufnahme des 
Bestandes der Lärmbelastung. In der nächsten Stufe 
der Lärmaktionsplanung wird eine fertiggestellte 
Umgehungsstraße und / oder ein lärmarmer Belag 
berücksichtigt werden. 
 
4. Es wurden RLS-90 - Berechnungen durchgeführt. 
RLS-90-Tabellen wurden erstellt und liegen 
gebäudescharf nach Haus-Nr. sortiert vor. Die 
Übersicht über die tatsächliche Wohnnutzung, wenn 
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weitere Geschwindigkeitsreduzierungen geplant sind, die in der 
Summe Auswirkungen auf den ÖPNV haben. Selbst wenn die 
Verlängerung der Fahrzeit in Güglingen nur 50 Sekunden beträgt, 
kann sich dies über mehrere Kommunen aufsummieren und 
Anschlüsse gefährden. Es ist daher aus Sicht der 
Verkehrsbehörde zu prüfen, ob eine Geschwindigkeitsbegrenzung 
nur auf dem am höchsten belasteten Abschnitt, z.B. KV bis 
Einmündung Kleingartacher Straße verhältnismäßig wäre oder 
eine Reduzierung nur nachts. 
 
Speziell im Außerortsbereich ist die Erhebung der V85 notwendig 
um eine Einschätzung zu erhalten, ob Akzeptanzprobleme von 
Seiten des Verkehrsteilnehmers zu erwarten sind.  
 
Nach Fertigstellung der geplanten Umgehung bzw. Einbau eines 
lärmoptimierten Belages muss zwingend eine Neubewertung / 
Neuberechnung der Lärmbelastung erfolgen, da sich die 
Verkehrsmenge deutlich verändern wird. 
 
Für alle straßenverkehrsrechtlichen Anordnungen aus Gründen 
des Lärmschutzes ist die Zustimmung des RP einzuholen. Hierzu 
müssen die Entscheidungskriterien hinreichend dargelegt werden. 
Es wird daher darum gebeten, die Aspekte in die Abwägung mit 
einzubeziehen und die Abwägungstabelle mit den erforderlichen 
Nachweisen der Straßenverkehrsbehörde zur Verfügung zu 
stellen. 

möglich getrennt nach Stockwerken für jedes Gebäude 
ist für Maßnahmenumsetzung im Lärmaktionsplan 
nicht notwendig (siehe Kooperationserlass des 
Verkehrsministeriums 2018). Die Anzahl der Bewohner 
je Gebäude liegt vor. Diese Unterlagen werden dem 
Landratsamt Heilbronn zur Verfügung gestellt. 
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